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Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen: Entlastungswirkung und Kostenvergleiche 

Eugen Spitznagel 

Zahlreiche beschäftigungspolitische Programmvorschläge 
lassen erkennen, daß sich das Denken und Planen in 
Beschäftigungs- und Kostenäquivalenten zunehmend durch-
setzt. In diesem Zusammenhang sind die gesamtfiskalischen 
Kosten der Arbeitslosigkeit wichtig, weil sie den Kosten 
beschäftigungspolitischer Maßnahmen gegenzurechnen 
sind. Die Kosten der Arbeitslosigkeit sind vielfältiger Art 
und belasten als Ausgaben und/oder Mindereinnahmen 
direkt oder indirekt öffentliche Haushalte. Im folgenden 
werden nur Kostenüberlegungen für die registrierte Arbeits-
losigkeit angestellt. (Die Stille Reserve ist außer Betracht 
gelassen, obwohl auch deren Nichtbeschäftigung zweifellos 
volkswirtschaftlich kostenträchtig ist.) 

1. Die gesamtfiskalischen Kosten der Arbeitslosigkeit 
Höhe und Struktur dieser Kosten sind unterschiedlich, je 
nachdem ob es sich um Empfänger von Leistungen -
Arbeitslosengeld (Alg), Arbeitslosenhilfe (Alhi) – handelt 
oder nicht. Deshalb ist eine entsprechend differenzierte 
Kostenrechnung erforderlich. Es wird dabei von einem 

durchschnittlichen Arbeitseinkommen ausgegangen, das die 
einzelnen Gruppen in einem Beschäftigungsverhältnis bezie-
hen würden. Dieses Einkommen bildet die Grundlage für 
potentielle Sozialbeiträge und Steuern. Die Mindereinnah-
men der Kranken- und Rentenversicherung ergeben sich als 
Saldo aus den potentiellen Einnahmen – im Falle der 
Beschäftigung – und den tatsächlichen Einnahmen aus Zah-
lungen der Bundesanstalt für Arbeit im Falle der Arbeitslo-
sigkeit. Analog errechnen sich die Mindereinnahmen bei den 
indirekten Steuern als Saldo. 
Pro Alg-Empfänger errechnen sich für das Jahr 1984 Mehr-
ausgaben und Mindereinnahmen in Höhe von rd. 29 700 
DM (vgl. Übersicht 11). Alhi-Empfänger „kosten“ rd. 
27 500 DM und Arbeitslose ohne Leistungsbezug rd. 15 600 
DM. Die Anteile dieser drei Gruppen an der Gesamtzahl der 
Arbeitslosen betrugen 1984 37,9%, 26,4% bzw. 35,7%. Für 
die Arbeitslosen insgesamt ergeben sich dann durchschnittli-
che gesamtfiskalische Kosten in Höhe von rd. 23 900 DM 
pro Person und Jahr. (Die Übersicht 11 zeigt die Verteilung 
auf die Kostenarten). 
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Im Vergleich zu 1983 veränderten sich die durchschnittli-
chen Kosten der Arbeitslosigkeit 1984 nur geringfügig, weil 
sich gegenläufige Einflüsse weitgehend kompensierten: Aus-
wirkungen der allgemeinen Einkommensentwicklung 
(zusätzliche Mindereinnahmen bei Sozialbeiträgen und Steu-
ern) wurden ausgeglichen durch Kostenminderungen infolge 
der Leistungskürzungen bei Arbeitslosen ohne Kinder, des 
niedrigeren Anteils der Leistungsempfänger und der weite-
ren Strukturverschiebungen von Arbeitslosengeld- hin zu 
Arbeitslosenhilfe-Beziehern. Bei 2,27 Mio. registrierten 
Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt 1984 ergaben sich nach 
diesen Berechnungen für die BA, den Bund, die Länder, die 
Gemeinden, die Kranken- und Rentenversicherungsträger 
Mehrausgaben und Mindereinnahmen in Höhe von rd. 54 
Mrd. DM. 
Die Gesamtkosten bestehen zu gut der Hälfte aus Minder-
einnahmen und zu knapp der Hälfte aus Mehrausgaben. 
Lediglich knapp 30% der Gesamtkosten entfallen auf 
Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe, also auf Zahlungen 
der Bundesanstalt für Arbeit an die Arbeitslosen. 
Nicht berücksichtigt – weil kaum ermittelbar – sind bei 
dieser Schätzung neben den Kosten, die aus der Existenz der 
Stillen Reserve herrühren auch solche Kosten, die sich aus 
psycho-sozialen und gesundheitlichen Belastungen sowie 
aus Verlusten an beruflicher Qualifikation infolge von 
Arbeitslosigkeit langfristig ergeben können. 

2. Die gesamtfiskalischen Kosten von Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen (ABM) und Vollzeitmaßnahmen zur 
beruflichen Fortbildung und Umschulung (FuU) 
Wie bereits erläutert, wurden im Jahr 1984 von der BA 
erhebliche Mittel zur Finanzierung arbeitsmarktpolitischer 
Maßnahmen eingesetzt. Aufgrund ihrer Entlastungswirkun-
gen am Arbeitsmarkt stehen den Ausgaben für diese Maß-
nahmen erhebliche Mehreinnahmen und Minderausgaben 
bei den verschiedenen öffentlichen Haushalten gegenüber. 
Im folgenden werden die Kosten, die mit der Förderung von 
ABM und FuU verbunden sind, den Alternativkosten der 
dadurch vermiedenen Arbeitslosigkeit gegenübergestellt. 
Diese gegenzurechnenden Alternativkosten gleichen nicht 
den vorstehend geschätzten durchschnittlichen Kosten der 
Arbeitslosigkeit, weil sich der Personenkreis der geförderten 
Arbeitnehmer anders zusammensetzt als die Arbeitslosigkeit 
insgesamt. Am wichtigsten ist hier, daß der Anteil der 
Personen, die vorher Arbeitslosengeld oder -hilfe bezogen 
haben, in diesen Maßnahmen vom Durchschnitt der 
Gesamtarbeitslosigkeit abweicht. Dabei ist berücksichtigt, 
daß ein Teil der Maßnahmeteilnehmer – wenn eine Förder-
möglichkeit nicht bestünde und sie arbeitslos geblieben oder 
geworden wären – aus dem Leistungsbezug ausgeschieden 
bzw. von Arbeitslosengeld in Arbeitslosenhilfe übergegan-
gen wäre. 

29) Die Kosten-Schätzung beruht zum Teil auf Annahmen, die dem Haus-
haltsplan 1984 der BA zugrunde liegen. Erste Ergebnisse einer aktuellen 
Erhebung zur Finanzierungsstruktur von ABM lassen vermuten, daß der 
Förderaufwand je ABM-Teilnehmer etwas höher anzusetzen ist als damals 
noch unterstellt wurde. 
Eine Neuschätzung auf der Grundlage der genannten Untersuchung wird den 
Kostenvergleich insgesamt aller Voraussicht nach aber nicht wesentlich 
beeinflussen. 

2.1 Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
Die Gesamtkosten der ABM werden zum größten Teil aus 
Mitteln der BA finanziert. Im geringen Umfang wird die 
Förderung durch Mittel des Bundes und der Länder ver-
stärkt. Hinzu treten Leistungen der Maßnahmeträger. Im 
Jahresdurchschnitt wurden 1984 rd. 71 000 vorher arbeits-
lose Arbeitnehmer in ABM gefördert. 
Durch die Förderung wurden die Arbeitslosigkeit und damit 
öffentliche Haushalte unmittelbar entlastet. Es kam zu Min-
derausgaben und Mehreinnahmen. Zusätzliche, mittelbare 
Entlastungen ergaben sich aus Sekundärwirkungen (Siche-
rung der Beschäftigungsverhältnisse von Stammarbeitneh-
mern durch ABM, Vorleistungs- und Einkommensmulti-
plikatoreffekte). Die Gesamtentlastung, einschließlich der 
mittelbaren, wird auf 90 000 Jahres-Arbeitskräfte geschätzt. 
Das heißt ohne Einsatz von ABM wäre die Arbeitslosenzahl 
in diesem Umfang höher ausgefallen. 

Übersicht 12 weist die Kosten sowie die Minderausgaben 
und Mehreinnahmen aus, die einem geförderten Arbeitneh-
mer, bzw. den 71 000 im Jahresdurchschnitt 1984 geförder-
ten Arbeitnehmern insgesamt – mittelbar sowie unmittelbar 
- zuzurechnen sind. Den Kosten für einen in ABM geför-
derten Arbeitnehmer in Höhe von rd. 36 000 DM pro 
Jahr29) stehen gesamtfiskalisch unmittelbare Minderausga-
ben und Mehreinnahmen in Höhe von rd. 25 500 DM 
gegenüber, einschließlich der mittelbaren Wirkungen (Vor-
leistungs- und Multiplikatoreffekte sowie „Stammarbeiteref-
fekt“) rd. 34 600 DM (Übersicht 12). 

Selbst wenn nur unmittelbare Entlastungswirkungen einbe-
zogen werden, finanzieren sich die ABM-Kosten bereits zu 
71% durch Minderausgaben und Mehreinnahmen. Bezieht 
man zusätzliche mittelbare Entlastungswirkungen mit ein, 
so steigt die Selbstfinanzierungsquote auf 96%. 

Weitere positive Wirkungen von ABM – wie z. B. vermie-
dene psycho-soziale und gesundheitliche Belastungen und 
unterbliebene Dequalifizierung infolge von Arbeitslosigkeit 
- sind in diesem Kostenvergleich nicht berücksichtigt. Auch 
der gesamtgesellschaftliche Nutzen der durch ABM erbrach-
ten Leistungen (z. B. Investitionen) wurde nicht einbezo-
gen. Beides dürfte die Bilanz zweifellos weiter zugunsten 
von ABM verbessern und das ohnehin geringe rechnerische 
Finanzierungsdefizit mehr als aufwiegen. Zwar signalisieren 
die  derzeitigen  Teilnehmerzahlen  noch  nicht  die  obere 
Grenze, doch ist ABM auch keine Patentlösung für das 
gesamte Beschäftigungsproblem. 
Dieser Kostenvergleich beruht auf der Annahme, daß die 
geförderten Arbeiten „zusätzlich“ im Sinne des AFG sind, 
d. h. ohne Förderung nicht oder erst zu einem späteren 
Zeitpunkt durchgeführt worden wären. Um dies sicherzu-
stellen, sind z. B. Pflichtaufgaben der Träger sowie Arbei-
ten, die üblicherweise ohne Verzug durchzuführen sind, von 
der Förderung ausgeschlossen. (Das Arbeitsamt kann dazu 
von den Personalvertretungen eine entsprechende Stellung-
nahme einholen.) Durch diese Regelungen wird die Umfi-
nanzierung von Trägerleistungen zu Lasten der Förderungs-
geber erschwert, wenn auch wohl nicht immer ausgeschlos-
sen. Oft werden denn auch derartige Mitnahmeeffekte 
befürchtet und beklagt. Das Mitnahme-Argument trifft –
unabhängig von seiner Berechtigung – diesen Kostenver-
gleich allerdings nicht: Mitnahme heißt, daß die Träger 
ohnehin vorgesehene Maßnahmen (= Ausgaben) in Form 
von ABM durchführen. Die Träger – meist Kommunen –
sparen dann zu Lasten der Financiers der Förderung, vor 
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allem zu Lasten der BA. Es findet in Höhe des Mitnahmeef-
fekts eine Ausgabenverschiebung innerhalb des öffentlichen 
Sektors statt. Diese andere Lastenverteilung ändert aber aus 
gesamtfiskalischer Sicht nichts am Ergebnis des Kostenver-
gleichs, weil hier Belastungen und Entlastungen gegenüber-
gestellt werden, die bei allen beteiligten Haushalten entste-
hen. Negative Kreislauf- und Beschäftigungseffekte ergäben 
sich daraus nur, wenn durch solche Substitutionsvorgänge 
das gesamte Staatsdefizit kleiner ausfiele als sonst. Gleich-
wohl ist Umfinanzierungen entgegenzuwirken, um wohlbe- 

 

dachte Strukturen der Erledigung und Finanzierung öffentli-
cher Aufgaben nicht zu gefährden. Diese Überlegungen 
gelten analog für mögliche Beschäftigungsumschichtungen 
zwischen öffentlichem und privatem Sektor. 

2.2 Vollzeitmaßnahmen zur beruflichen Bildung 
Für Maßnahmen zur individuellen Förderung der Fortbil-
dung und Umschulung (FuU) wurden von der BA 1984 gut 
3 Milliarden DM aufgewendet. Auf das Unterhaltsgeld 
(UhG), das fast allen Teilnehmern am Vollzeitunterricht 
während der Maßnahmedauer gezahlt wird, entfielen davon 
rd. 1,8 Milliarden DM. Durch diese Maßnahmen sollen 
vorrangig berufliche Kenntnisse festgestellt, erhalten, erwei-
tert oder der technischen Entwicklung angepaßt werden 
(Fortbildung) und die berufliche Beweglichkeit gesichert 
und verbessert werden, um den Übergang in eine andere 
berufliche Tätigkeit mit neuem Inhalt zu ermöglichen (Um-
schulung). 
Neben den genannten qualitativen Auswirkungen von FuU 
sind auch die quantitativen Auswirkungen in die Betrach-
tungen einzubeziehen. Seit Jahren wird die Arbeitslosenzahl 
durch FuU entlastet. Die rd. 119 000 Teilnehmer an FuU-
Vollzeitmaßnahmen bewirkten 1984 eine Entlastung der 
Arbeitslosigkeit um rd. 110000 Personen. Dabei wird 
unterstellt, daß alle Teilnehmer, die vor Beginn der Maß-
nahme arbeitslos waren, die registrierte Arbeitslosigkeit in 
voller Höhe entlasten. Bei den übrigen Teilnehmern wird im 
Hinblick auf die Stille Reserve eine geringere Entlastungs-
wirkung angenommen (der Relation von Arbeitslosen und 
Stiller Reserve folgend etwa zwei Drittel der Teilnehmerzah-
len auf Jahresbasis). 
Wie die ABM so sind auch FuU-Maßnahmen – gesamtfiska-
lisch betrachtet – nicht nur kostenwirksam. Als eine Alter-
native zur Arbeitslosigkeit führen sie auch zu Minderausga-
ben und Mehreinnahmen. Grundlage der fiskalischen Beur-
teilung von FuU können somit nur die „Netto-Kosten“ 
sein, der Saldo, der sich ergibt, wenn finanzielle Be- und 
Entlastungen bilanziert werden. Nachstehende Übersicht 
stellt die den betroffenen Haushalten entstehenden durch-
schnittlichen Kosten eines UhG-Empfängers (auf Jahresba-
sis gerechnet) den entsprechenden Alternativkosten der 
Arbeitslosigkeit im Jahre 1984 gegenüber. 
Ein UhG-Empfänger kostet gesamtfiskalisch (auf Jahresba-
sis gerechnet) durchschnittlich rd. 35 300 DM – einschl. der 
Nebenkosten der Förderung (wie Lehrgangskosten, Lern-
mittel, Fahrkosten, Arbeitskleidung, Zuschuß zu Unterricht 
und Verpflegung, Kinderbetreuungskosten) sowie Minder-
einnahmen bei Steuern und Sozialbeiträgen. Im Falle der 
Arbeitslosigkeit wären demgegenüber gesamtfiskalische 
Kosten von 25 600 DM entstanden. Die Nettokosten der 
Förderung betragen folglich 9 700 DM. FuU-Maßnahmen 
(Vollzeit-Unterricht) finanzieren sich somit gesamtwirt-
schaftlich betrachtet zu 73% durch Minderausgaben und 
Mehreinnahmen. 

Für die BA als Einzelhaushalt fällt die Bilanz allerdings 
schlechter aus: UhG wird nämlich z. T. auch an Personen 
gezahlt, die sonst keine Leistung bezogen hätten oder aus 
dem Leistungsbezug ausgeschieden wären und ist individuell 
etwas hoher als Alg oder Alhi. Hinzu kommen die erhebli-
chen Nebenkosten der Förderung. Für den Etat der BA 
finanzieren sich FuU-Maßnahmen zu 52% selbst. 

Demgegenüber schneiden die Renten- und Krankenversi-
cherungen bei FuU wegen der höheren Beiträge für UhG- 
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Empfänger besser ab als bei Arbeitslosigkeit: Pro Teilneh-
mer und Jahr nimmt die Rentenversicherung rd. 700 DM 
und die Krankenversicherung gut 800 DM mehr ein. Auch 
die Ausgaben für Sozialhilfe und Wohngeld sind geringer 
und die Einnahmen aus indirekten Steuern sind höher. Pro 
Teilnehmer und Jahr bringt dies Minderausgaben bzw. 
Mehreinnahmen von zusammen rd. 950 DM. Einzelheiten 
sind Übersicht 13 zu entnehmen. 

Die allein fiskalische, gegenwartsbezogene Bilanzierung von 
Kosten und Alternativkosten der Arbeitslosigkeit wird aller-
dings den FuU-Maßnahmen nicht völlig gerecht. Da es sich 
um Bildungsinvestitionen handelt, müßten gerade hier auch 
die individuellen und gesamtwirtschaftlichen Erträge Ein-
gang finden, die erst auf mittlere und längere Sicht auftreten. 
Untersuchungen über die individuellen Auswirkungen von 
Bildungsmaßnahmen haben ergeben, daß die meisten Teil- 

30) Vgl. Hofbauer, H., Untersuchungen des IAB über die Wirksamkeit der 
beruflichen Weiterbildung in: Mertens D. (Hrsg.), Konzepte der Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung, BeitrAB 70, 1981, S. 523 ff. 

31) Vgl.   Amtliche  Nachrichten   der  Bundesanstalt  für  Arbeit  (ANBA), 
11/1984. 

nehmer die erworbenen Kenntnisse bald nach Abschluß der 
Maßnahme auch verwerten können.30) 
Im Durchschnitt können sie ihr Einkommen beträchtlich 
steigern, mit entsprechenden Folgewirkungen für Steuern 
und Sozialbeiträge. Dies bleibt hier außer Betracht, wie auch 
die mögliche Belastung für die Fälle, in denen nach FuU 
Arbeitslosigkeit eintritt und Leistungsansprüche ausge-
schöpft werden, die durch die Teilnahme an der Maßnahme 
erworben wurden. 
Gesamtwirtschaftlich wird durch FuU die durchschnittliche 
Qualifikation des Arbeitskräftepotentials erhöht, so daß sich 
die Bedingungen für Produktivitätssteigerung und interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit verbessern. 
Auch die positiven Arbeitsmarktwirkungen, die sich aus den 
beträchtlichen Nebenkosten der Förderung (rd. 8000 DM) 
herleiten, wären einzubeziehen. Zum Teil werden damit 
Bildungseinrichtungen finanziert, die FuU-Maßnahmen 
durchführen. Auch dies entlastet den Arbeitsmarkt und die 
beteiligten öffentlichen Haushalte. 
Der Saldo der vorstehend genannten Effekte dürfte – insbe-
sondere in mittelfristiger Sicht – eher zugunsten als zu 
Lasten der öffentlichen Haushalte ausgehen und das Finan-
zierungsdefizit, das sich in rein fiskalischer Rechnung bei 
FuU ergibt, ausgleichen. 

2.3 Berufliche Rehabilitation 

Über den Bereich der allgemeinen Förderung von Fortbil-
dung und Umschulung hinaus finanziert die BA in erhebli-
chem Umfang Vollzeit-Bildungsmaßnahmen zur berufli-
chen Rehabilitation. Im Jahre 1984 wurden hierfür 1,8 Mrd. 
DM aufgewendet. Von den rd. 70 000 Teilnehmern (Jahres-
durchschnitt 1984) waren rd. 25 000 in betrieblichen Maß-
nahmen und rd. 10 000 in Eingangsmaßnahmen von Werk-
stätten für Behinderte. Jeweils rd. 10 000 Geförderte befan-
den sich in Berufsbildungswerken (im wesentlichen Ausbil-
dung für jugendliche Behinderte) und in Berufsförderungs-
werken (im wesentlichen Umschulung von erwachsenen 
Behinderten). Auch ein Teil der berufsvorbereitenden Maß-
nahmen wird im Rahmen der beruflichen Rehabilitation 
durchgeführt.31) 
Soweit es sich nicht um betriebliche Maßnahmen handelt, 
bei denen die Ausbildung oder Umschulung im Rahmen der 
Erwerbstätigenstatistik mit erfaßt wird, wäre es grundsätz-
lich ebenfalls möglich, eine Entlastungs- und Kostenrech-
nung im obigen Sinne durchzuführen. Hierauf wird aber 
verzichtet, weil im Rahmen des arbeitsmarktpolitischen 
Instrumentariums die berufliche Rehabilitation eine Sonder-
stellung einnimmt: Nach § 56 AFG geht es bei diesen Hilfen 
darum, „die Erwerbsfähigkeit der körperlich, geistig oder 
seelisch Behinderten . . .  zu erhalten, zu verbessern, herzu-
stellen oder wieder herzustellen . . .“. Die Betroffenen sol-
len – anders als bei allen übrigen Maßnahmen, bei denen die 
Erwerbsfähigkeit nicht in Frage steht – an den Arbeitsmarkt 
herangeführt werden, oder es soll ein (vorzeitiges) Ausschei-
den aus dem Erwerbsleben verhindert werden. Dies kann 
durchaus bedeuten, daß dem Einzelnen unter Umständen 
auch langjährige Arbeitslosigkeit erspart bleibt. Es muß 
jedoch fraglich erscheinen, alle diese Maßnahmen im Hin-
blick auf solche Entlastungsaspekte zu quantifizieren, wo es 
aus guten Gründen zumindest zum Teil auch darum geht, 
überhaupt erst die Voraussetzungen zur Beteiligung am 
Erwerbsleben zu schaffen. 

  

MittAB 1/85 23 



 

 



 

 



 

 

 

 



 

  

MittAB 1/85 27 



 

  

28 MittAB 1/85 



 

  

MittAB 1/85 29 


